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Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Wirtschaft und Energie (9. Ausschuss) 


zu der Verordnung der Bundesregierung 
- Drucksachen 18/6522, 18/6605 Nr. 2 - 


Fünfte Verordnung zur Änderung der Außenwirtschaftsverordnung 


A. Problem 

Anpassung der Ausnahmevorschriften beim EU-Waffenembargo gegen Russ- 
land. 

B. Lösung 

Empfehlung mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE., die 
Aufhebung der Verordnung nieht zu verlangen. 

C. Alternativen 

Die Umsetzung der EU-Vorgaben lässt keinen Raum für Alternativen. 

D. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 

Außerhalb des Erfüllungsaufwands hat die Verordnung keine finanziellen Aus- 
wirkungen auf die öffentlichen Haushalte. 

E. Erfüllungsaufwand 

E.1 Erfüllungsaufwand für Bürgerinnen und Bürger 
Bürgerinnen und Bürger sind von der Verordnung nicht betroffen. 

E.2 Erfüllungsaufwand für die Wirtschaft 

Durch die Verordnung wird eine neue Informationspflicht eingeführt. Es sind nur 
etwa zwei bis vier Anwendungsfalle pro Jahr zu erwarten. Die jährlichen Büro- 
kratiekostenwerden auf insgesamt ca. 300 Euro geschätzt. 
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Kein messbarer Umstellungsaufwand, da lediglich die Kenntnisnahme der neuen 
Vorschriften erforderlich ist. Kein zusätzlicher, messbarer Erfüllungsaufwand. 
Dieses Regelungsvorhaben ist kein Anwendungsfall für die Bürokratiebremse, da 
ausschließlich EU-Vorgaben umgesetzt werden. 

E. 3 Erfüllungsaufwand für die Verwaltung 

Kein messbarer Umstellungsaufwand, da lediglich die Kenntnisnahme der neuen 
Vorschriften erforderlich ist. Die mit der Einführung einer neuen Informations- 
pflicht entstehenden Kosten können aufgrand der zu erwartenden geringen Fall- 
zahlen vernachlässigt werden. 

F. Weitere Kosten 

Auswirkungen auf sonstige Kosten der Wirtschaft, auf Kosten für soziale Siche- 
rungssysteme, auf Einzelpreise und das Preisniveau, insbesondere das Verbrau- 
cherpreisniveau, sind nicht zu erwarten. 
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Beschlussempfehlung 

Der Bundestag wolle beschließen, 

die Aufhebung der Verordnung auf Drucksache 18/6522 nicht zu verlangen. 
Berlin, den 2. Dezember 2015 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie 


Dr. Peter Ramsauer Andreas G. Lämmel 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Andreas G. Lämmel 


I. Überweisung 

Die Verordnung der Bundesregierung auf Drucksachen 18/6522, 18/6605 Nr. 2 wurde am 6. November 2015 
gemäß § 92 der Geschäftsordnung des Deutschen Bundestages dem Ausschuss für Wirtschaft und Energie zur 
Federführang, dem Auswärtigen Ausschuss, dem Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz, dem Verteidi- 
gungsausschuss zur Mitberatung sowie dem Parlamentarischen Beirat für nachhaltige Entwicklung gutachtlich 
überwiesen. 

II. Wesentlicher Inhalt der Vorlage 

Die Fünfte Verordnung zur Änderang der Außenwirtschaftsverordnung dient der Umsetzung einer neuen Aus- 
nahmevorschrift zum EU- Waffenembargo gegen Russland, mit der Lieferungen spezieller Treibstoffe ermöglicht 
werden, die für Raumfahrtprogramme der Europäischen Union oder der Mitgliedstaaten erforderlich sind. Nach 
Ansicht des Rates der Europäischen Union sollte die europäische Raumfahrtindustrie von den restriktiven Maß- 
nahmen gegen Russland nicht berührt werden. Er hat daher beschlossen, dass bestimmte Tätigkeiten in Bezug auf 
bestimmte, in der Gemeinsamen Militärgüterliste der Europäischen Union genannte energetische Materialien, die 
zur Verwendung für Trägersysteme, die von Startorganisationen der Mitgliedstaaten oder in Mitgliedstaaten an- 
sässigen Startorganisationen betrieben werden, zur Verwendung für Starts im Rahmen von Raumfahrtprogram- 
men der Europäischen Union, ihrer Mitgliedstaaten oder der Europäischen Weltraumorganisation oder zur Be- 
tankung von Satelliten durch in Mitgliedstaaten ansässige Satellitenhersteller erforderlich sind, zulässig sind. 

III. Stellungnahmen der mitberatenden Ausschüsse 

Der Auswärtige Ausschuss hat die Verordnung auf Drucksache 18/6522 in seiner 55. Sitzung am 2. Dezem- 
ber 2015 zur Kenntnis genommen. 

Der Ausschuss für Recht und Verbraucherschutz hat die Verordnung auf Drucksache 1 8/6522 in seiner 76. Sit- 
zung am 2. Dezember 2015 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD bei 
Stimmenthaltung der Fraktionen DIE LINKE, und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, die Aufhebung der Verordnung 
nicht zu verlangen. 

Der Verteidigungsausschuss hat die Verordnung auf Dracksache 18/6522 in seiner 53. Sitzung am 2. Dezem- 
ber 2015 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE., die Aufhebung der Verordnung nicht zu verlangen. 

Der Parlamentarische Beirat für nachhaltige Entwicklung hat sich mit der Verordnung auf Drucksache 
18/6522 am 26. November 2015 befasst und festgestellt: 

Eine Nachhaltigkeitsrelevanz des Gesetzentwurfs ist nicht gegeben. 

Folgende Aussagen zur Nachhaltigkeit wurden in der Begründung der Verordnung getroffen: 

„Mit der Verordnung kommt die Bundesregierang internationalen Verpflichtungen nach. Dies entspricht den An- 
forderungen an eine nachhaltige Entwicklung.“ 

Aspekte der Nachhaltigkeit sind nicht berührt. 

Eine Prüfbitte ist daher nicht erforderlich. 
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IV. Beratungsverlauf und Beratungsergebnisse im federführenden Ausschuss 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie hat die Verordnung auf Drucksache 18/6552 in seiner 59. Sitzung am 
2. Dezember 2015 abschließend beraten. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Energie empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen CDU/CSU, SPD und 
BÜNDNIS 90/DlE GRÜNEN bei Stimmenthaltung der Fraktion DIE LINKE., die Aufhebung der Verordnung 
auf Drucksache 18/6522 nicht zu verlangen. 


Berlin, den 2. Dezember 2015 


Andreas G. Lämmel 

Berichterstatter 
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